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Kreis Lippe 
 
495 1. Sitzung des 9. Beirats bei der unteren Land-

schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 1. Sitzung des 9. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 

Montag, den 03.11.2014, um 15.30 Uhr 
 

im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
 

Kreistagssitzungssaal, Raum 408 (Ebene 4) 
 
statt. 
 
Evtl. Zusätze: 
 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungster-
min am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
 
Detmold, 01.10.2014 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Hans-Dieter Wiesemann 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
 
 
 
496 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 

dem Kreis Lippe und der Gemeinde Leopolds-
höhe zur Wahrnehmung der Aufgaben des te-
lefonischen Bürgerservices der Gemeinde Le-
opoldshöhe durch den Kreis Lippe  

 
Auf die von der Kommunalaufsicht der Bezirksregierung 
Detmold im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold, 
ausgegeben am 22. September 2014, Nr. 39 (Seite 221 - 
223), bekanntgemachte öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
wird gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 GkG hingewiesen.  
 
Detmold, den 02.10.2014 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
Beteiligungsverwaltung 
Im Auftrag 
 
 
R. Held 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
497 3. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

für die Abwasserbeseitigung, die Entsorgung 
von Grundstücks-entwässerungsanlagen, die 
Abfallentsorgung und die Straßenreinigung in 
der Stadt Bad Salzuflen vom 02.10.2014 

 
Auf Grund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV 
NRW 1994 S. 666) – in der aktuell gültigen Fassung – und 
der §§ 1, 2, 4, 6 und 10 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 712) – in der aktuell 
gültigen Fassung – und des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) – in der aktuell  
gültigen  Fassung - und der §§ 51 ff. des Wassergesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) vom 25. 
Juni 1995 (GV NRW 1995, S. 926) – in der aktuell gültigen 
Fassung – und des Abwasserabgabengesetzes (AbwAG) 
vom 18.01.2005 (BGBl. I S 114) – in der aktuell gültigen 
Fassung – und des § 10 der Satzung über die Entsorgung 
von Grundstücksentwässerungsanlagen in der Stadt Bad 
Salzuflen vom 24.04.1986 – in der aktuell gültigen Fassung 
- und der Entwässerungssatzung der Stadt Bad Salzuflen 
vom 20.10.2010 – in der aktuell gültigen Fassung – und 
des § 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LAbfG) vom 21. Juni 1988 (GV NRW 1988 S. 
250) – in der aktuell gültigen Fassung – und des § 21 der 
Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Bad Salzuf-
len vom 16.05.2012 – in der aktuell gültigen Fassung -  und 
der §§ 3 und 4 des Straßenreinigungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (StrReinG NRW) vom 18. De-
zember 1975 (GV NRW 1975 S. 706; ber. 1976 S. 12) – in 
der aktuell gültigen Fassung – und des § 6 der Satzung 
über die Straßenreinigung in der Stadt Bad Salzuflen vom 
15.12.2010 – in der aktuell gültigen Fassung -  
 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung vom 

01.10.2014 folgende Satzung 
beschlossen: 

 
Artikel 1 
 
§ 8 wird wie folgt geändert: 
 

§ 8 
Gebührensätze 

 
1. Grundstücksentwässerung 
    
1.1. Schmutzwassergebühr  

1.1.1. bei der Einleitung von ungeklärten Ab-
wässern je m³ einschließlich Abwasserabgabe
     3,01 € 

 1.1.2. bei Einleitung von vorgeklärten Abwäs-
sern je m³ einschließlich Abwasserabgabe  
     1,50 € 
 
1.2 Gebühr für die Abfuhr von Grundstücksentwässe-

rungsanlagen 
Entsorgung Fäkalschlamm/Abwasser aus abfluss-
losen Gruben je m³ abgefahrenen Grubeninhaltes 
     42,68 € 

 
 
 

 
1.3. Niederschlagswassergebühr 

für das Einleiten von Niederschlagswasser je m² 
angeschlossene bebaute und befestigte Fläche 
jährlich     0,52 € 

 
2.  Abfallentsorgung 
   
2.1. Grundgebühr 
 2.1.1. je Haushalt jährlich24,00 € 
 2.1.2. je Betrieb jährlich  12,00 € 
 
2.2. Behältergebühr für einen Restmüllbehälter  
 inkl. Behältermiete, jährlich    
 2.2.1. 60 l, 4-wöchentliche Entleerung 
 50,40 € 
 2.2.2. 80 l, 4-wöchentliche Entleerung    58,08 € 
 2.2.3. 120 l, 4-wöchentliche Entleerung  73,32 € 
 2.2.4. 240 l, 4-wöchentliche Entleerung  
               118,80 € 
 2.2.5. 60 l, 14-tägliche Entleerung        121,20 € 
 2.2.6. 80 l, 14-tägliche Entleerung        136,32 € 
 2.2.7. 120 l, 14-tägliche Entleerung      166,56 € 
 2.2.8. 240 l, 14-tägliche Entleerung      257,40 € 
 
2.3. Behältergebühr für eine Biotonne inkl. Behälter-

miete, jährlich  
 2.3.1. 60 l, 14-tägliche Entleerung          38,40 € 
 2.3.2. 80 l, 14-tägliche Entleerung          47,40 € 
 2.3.3. 120 l, 14-tägliche Entleerung        64,80 € 
 2.3.4. 240 l, 14-tägliche Entleerung      117,60 € 
 
2.4. Behältergebühr für eine Saisonbiotonne inkl. Be-

hältermiete, jährlich 
 2.4.1. 80 l, 14-tägliche Entleerung         27,65 €  
 2.4.2. 120 l, 14-tägliche Entleerung       37,80 €  
 2.4.3. 240 l, 14-tägliche Entleerung       68,60 €  

Die Saisonbiotonne wird in den Monaten Mai bis 
einschließlich November entleert. Sie kann nur 
zusätzlich zur Mindestbehälterausstattung eines 
Grundstücks nach § 11 Abs. 2 der Satzung über 
die Abfallentsorgung in der Stadt Bad Salzuflen 
benutzt werden.   

  
2.5. Behältergebühr für einen 770 l-Container ohne 

Behältermiete 
2.5.1. 4-wöchentliche Entleerung, jährlich 
405,00 € 

 2.5.2. 14-tägliche Entleerung, jährlich
 812,40 € 
 2.5.3. wöchentliche Entleerung, jährlich
 1.627,20 € 

2.5.4. wöchentlich zweimalige Entleerung, jähr-
lich  3.249,60 € 

 2.5.5. Entleerung auf Abruf, je Entleerung 
 39,50 € 
 
2.6. Behältergebühr für einen 1.100 l-Container ohne 

Behältermiete   
 2.6.1. 4-wöchentliche Entleerung, jährlich 
     514,20 € 
 2.6.2. 14-tägliche Entleerung, jährlich 
               1.030,80 € 
 2.6.3. wöchentliche Entleerung, jährlich 
               2.064,00 € 
 2.6.4. wöchentlich zweimalige Entleerung,  

jährlich             4.122,00 € 
 2.6.5. bei Entleerung auf Abruf, je Entleerung
       48,50 € 
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2.7. Mietgebühr für einen 770 l-Container bzw. 1.100 l-

Container jährlich   71,28 € 
 
2.8. Umtausch, Auslieferung, Einzug, Selbstabholung 
 

2.8.1. Umtausch, Auslieferung, Einzug eines 
Behälters auf Antrag des Gebührenpflich-
tigen    14,00 € 

2.8.2. Umtausch/ Auslieferung/ Einzug eines 
zweiten oder eines weiteren Behälters 
auf dem selben Grundstück 6,00 € 

2.8.3. Selbstabholung von Behältern je Um-
tausch      7,00 € 
Diese Regelung gilt nicht bei erstmaliger 
Auslieferung eines Abfallbehälters oder 
bei einer systembedingten oder sat-
zungsmäßig begründeten Umstellung. 
 

2.9. Abfallentsorgungsgebühr für einen 70 l-Abfallsack 
     3,60 € 
 
3. Straßenreinigung/Winterwartung 
 
3.1. Straßenreinigung 

bei einer jeweils einmaligen wöchentlichen Reini-
gung je Meter Grundstücksseite jährlich    

 3.1.1. in der Fußgängerzone A                3,43 € 
 3.1.2. in der Fußgängerzone B                3,21 € 
 3.1.3. für verkehrsberuhigte Straßen  

- Innenstadtbereich -                2,94 € 
 3.1.4. für Straßen, die vorwiegend dem  

Anliegerverkehr dienen                1,20 € 
 3.1.5. für Straßen des innerörtlichen Verkehrs 
                   1,06 € 
 3.1.6. für Straßen des überörtlichen Verkehrs
                   0,93 € 

Bei mehrfacher Reinigung vervielfacht 
sich die Gebühr entsprechend.  
Die Reinigung in den Fußgängerzonen 
 erfasst die volle Breite. 
Die Zugehörigkeit einer Straße zu den  
genannten Straßenarten sowie die An-
zahl  
der wöchentlichen Reinigungen in den 
einzelnen Straßen ergeben sich aus dem 
Straßenverzeichnis zur Satzung über die 
Straßenreinigung (Straßenreinigungssat-
zung) der Stadt Bad Salzuflen.   

 
3.2. Winterwartung 

zusätzlich, je Meter Grundstücksseite jährlich 
 3.2.1. in der Fußgängerzone A und in der  

Fußgängerzone B                3,34 € 
 3.2.2. für verkehrsberuhigte Straßen  

- Innenstadtbereich -                 2,26 € 
 3.2.3. für Straßen, die vorwiegend dem  

Anliegerverkehr dienen, 
für Straßen des innerörtlichen Verkehrs 
und 
für Straßen des überörtlichen Verkehrs 

                  0,55 € 
 
Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Vorstehende „3. Satzung zur Änderung der Gebührensat-
zung für die Abwasserbeseitigung, die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen, die Abfallentsorgung 
und die Straßenreinigung in der Stadt Bad Salzuflen“ wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen.  
 
Bad Salzuflen, den 02.10.2014 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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498 24. Satzung zur Änderung der Gebührensat-

zung für die Friedhöfe der Stadt Bad Salzuflen 
vom 02.10.2014 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV 
NRW 1994, S. 666) - in der aktuell gültigen Fassung - und 
der §§ 1, 2, 4, und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV 
NRW 1969, S. 712) – in der aktuell gültigen Fassung - und 
des § 29 der Satzung für die Friedhöfe der Stadt Bad Sal-
zuflen vom 16.12.2008  - in der aktuell gültigen Fassung –   
 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung vom 

01.10.2014 folgende Satzung 
beschlossen: 

 
Artikel 1 
 
Der Gebührentarif zur Gebührensatzung, Buchstabe B, 
wird wie folgt geändert: 
 
B.   Bestattungsgebühren 
 
V.   Grabbereiten und -zufüllen  

a) Sarg - Reihengrab für Erwachsene und anonym 
529,00 € 

b) Sarg - Reihengrab für Kinder bis zu 5 Jahren und 
Totgeburten   291,00 € 

c) Sarg – Erdbeisetzungswahlgrab 864,00 € 
d) Sarg – Rasenwahlgrab  529,00 € 
e) Urne - Reihengrab, anonymes Reihengrab, 

Erdbeisetzungswahlgrab, Rasenwahlgrab 
215,00 € 

f) Urne – Urnenwand  187,00 € 
g) Urne – Baumurne  276,00 € 

   
VI.   Zuschlag für Überstunden  129,00 € 

Dieser Zuschlag wird für Bestattungen an Freitagen 
ab 13.00 Uhr und an Samstagen erhoben. 

 
VII.   Umbettungen 

a) Sarg – Aushebung einer Leiche bis 5 Jahre nach 
Beisetzung      706,00 € 

b) Sarg – Aushebung einer Leiche über 5 Jahre nach 
Beisetzung   1.586,00 € 

c) Sarg - Wiederbeisetzung einer ausgehobenen 
Leiche bis 5 Jahre nach Beisetzung  
       470,00 € 

d) Sarg - Wiederbeisetzung einer ausgehobenen 
Leiche über 5 Jahre nach Beisetzung 
    1.052,00 € 

e) Urne - Ausbettung      370,00 € 
f) Urne - Wiederbeisetzung     248,00 € 

 
Die übrigen Buchstaben und Ziffern bleiben unberührt. 
 
Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2015 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Vorstehende „24. Satzung zur Änderung der Gebührensat-
zung für die Friedhöfe der Stadt Bad Salzuflen“ wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen.  
 
Bad Salzuflen, den 02.10.2014 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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499 Öffentliche Auslegung des Entwurfs der Haus-

haltssatzung 2015 der Stadt Bad Salzuflen 
 
Es wird hiermit bekanntgegeben, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Stadt Bad Salzuflen für das Haus-
haltsjahr 2015 mit Haushaltsplan und Anlagen am 
01.10.2014 in den Rat eingebracht wurde und für die Dauer 
des Beratungsverfahrens zur Einsichtnahme beim Fach-
dienst Kämmerei zur Verfügung steht. 
 

Öffnungszeiten 
im Rathaus, Rudolph-Brandes-Allee 19, 

2. Obergeschoss, 
Zimmer 2.3 bis 2.5 und Zimmer 2.8c bis 2.9 

(Fachdienst Kämmerei): 
montags bis mittwochs: 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr; 

donnerstags: 8.00 Uhr bis 17.30 Uhr; 
freitags: 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflich-
tige vom  
 

28. Oktober 2014 bis zum 14. November 2014 
 
Einwendungen erheben. Die Einwendungen werden im 
Rathaus, Rudolph-Brandes-Allee 19,  
2. Obergeschoss, im Fachdienst Kämmerei, entgegenge-
nommen. Über die Einwendungen beschließt der Rat in 
öffentlicher Sitzung. 
 
Bad Salzuflen, den  02 . Oktober 2014 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
 
 
 
500 Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die Er-

hebung von Elternbeiträgen für die Inan-
spruchnahme von Kindertageseinrichtungen, 
Kindertagespflege und den Besuch der Offe-
nen Ganztagsschule im Primarbereich vom 
01.10.2014 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
Seite 666) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 19.12.2013 (GV. NRW. Seite 878),  
§ 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch (SGB) Achten Buch (VIII) – 
Kinder- und Jugendhilfe in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 29.08.2013 (BGBl. I S. 
3436), 
der §§ 5 und 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und För-
derung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) – Vier-
tes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfege-
setzes – SGB VIII – vom 30.10.2007 (GV. NRW. Seite 
462), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur 
Änderung des Kinderbildungsgesetzes und weiterer Geset-
ze vom 17.06.2014 (GV. NRW. S.335) 
 
 
 
 

 
und § 9 Abs. 3 Schulgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) vom 15.02.2005, 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur Ände-
rung des Kinderbildungsgesetzes und weiterer Gesetze 
vom 17.06.2014 (GV. NRW. S.335) 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
01.10.2014 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 
(1) Diese Satzung gilt für die Erhebung von Elternbeiträ-

gen als öffentlich-rechtliche Beiträge für die Inan-
spruchnahme von Kindertageseinrichtungen, Kinder-
tagespflege und den Besuch der Offenen Ganztags-
schule im Primarbereich in Bad Salzuflen. Die Be-
griffsbestimmungen ergeben sich aus dem SGB VIII 
und dem KiBiz. 

 
(2) Die Beitragspflicht nach dieser Satzung entsteht 

auch, wenn ein Kind mit Wohnsitz in Bad Salzuflen in 
einer Kindertageseinrichtung außerhalb der Stadt Bad 
Salzuflen betreut wird und das zuständige Jugendamt 
von der Stadt Bad Salzuflen einen Kostenausgleich 
nach den Regelungen des KiBiz verlangt. 

 
§ 2 Auskunfts- und Anzeigepflicht 

 
Die Träger der Betreuungsangebote bzw. die Tagespflege-
personen teilen für die Festsetzung der Elternbeiträge der 
Stadt Bad Salzuflen unverzüglich die Namen, Anschriften, 
Geburtsdaten, Aufnahme- und Abmeldedaten sowie die 
vereinbarten Betreuungszeiten des Kindes und entspre-
chende Angaben zu den Eltern mit. 
 
Die Eltern sind während des gesamten Betreuungszeit-
raumes verpflichtet, Veränderungen der wirtschaftlichen 
oder persönlichen Verhältnisse, die für die Bemessung des 
Elternbeitrages maßgeblich sind, unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen.  
 

§ 3 Beitragspflicht, Beitragshöhe 
  
(1) Die Eltern haben entsprechend Ihrer wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich-rechtliche Bei-
träge für die Inanspruchnahme von Kindertageseinrich-
tungen, Kindertagespflege und den Besuch der Offenen 
Ganztagsschule im Primarbereich zu entrichten. Lebt 
das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt 
dieser an die Stelle der Eltern. Mehrere Beitragspflichti-
ge sind Gesamtschuldner. 

 
Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflege-
eltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Abs. 6 Einkom-
mensteuergesetz in der jeweils geltenden Fassung ge-
währt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die 
diese Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern. In die-
sem Fall ist kein Elternbeitrag zu zahlen. 
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(2) Die Höhe der Elternbeiträge für die einzelnen Betreu-

ungsformen dieser Satzung ergibt sich aus den Be-
rechnungsformeln der Anlage. Der Beitrag wird 
kaufmännisch auf volle Euro gerundet.  

 
Für die Inanspruchnahme von Kindertageseinrichtun-
gen berechnet sich der Beitrag nach den von den El-
tern vereinbarten Betreuungszeiten und dem Alter 
des Kindes. Wird ein Kind drei Jahre alt, so ändert 
sich der Beitrag ab dem Folgemonat.  

 
Für die Inanspruchnahme der Kindertagespflege be-
rechnet sich der Beitrag nach den von den Eltern ver-
einbarten Betreuungszeiten und dem Alter des Kin-
des. Wird ein Kind drei Jahre alt, so ändert sich der 
Beitrag ab dem Folgemonat. Die Heranziehung erfolgt 
jedoch maximal bis zur Höhe der Aufwendungen für 
das Kindertagespflegegeld. 

 
Für den Besuch der Offenen Ganztagsschule im Pri-
marbereich berechnet sich der Beitrag in analoger 
Anwendung der Berechnungsformeln der Anlage 
(Spalte „35 Wochenstunden“). Die Heranziehung er-
folgt jedoch maximal bis zu einer monatlichen Bei-
tragshöhe von 150,00 Euro. 

 
Beitragszeitraum ist das Kindergarten-/Schuljahr 
(01.08. bis 31.07.). Die Beitragspflicht wird durch 
Schließungs-/Urlaubszeiten nicht berührt. 

 
(3) Die Eltern haben der Stadt Bad Salzuflen bei der Auf-

nahme des Kindes und auf Verlangen ihr Einkommen 
schriftlich anzugeben und nachzuweisen. Ohne An-
gaben zur Einkommenshöhe oder ohne den erforder-
lichen Nachweis ist der höchste Elternbeitrag zu leis-
ten. 
 

(4) Nehmen mehr als ein Kind einer Familie oder von 
Personen, die nach § 2 Absatz 1 an die Stelle der El-
tern treten, gleichzeitig eine Kindertageseinrichtung, 
Kindertagespflege oder die Offene Ganztagsschule in 
Anspruch, so ist ein Elternbeitrag zu zahlen. Ergeben 
sich unterschiedliche Elternbeiträge, ist der höchste 
berechnete Elternbeitrag zu zahlen. Sind Kinder nach 
den Regelungen des KiBiz beitragsfrei, ist die Hälfte 
des höchsten berechneten Elternbeitrages zu zahlen; 
bei der Berechnung sind beitragsfreie Kinder so zu 
berücksichtigen, als ob für sie ein Elternbeitrag zu 
zahlen wäre. 

 
(5) Für Kinder, die neben der Kindertageseinrichtung o-

der der Offenen Ganztagsschule auch die Kinderta-
gespflege in Anspruch nehmen, ist nur ein Elternbei-
trag zu zahlen.  

 
(6) Auf Antrag sollen die Elternbeiträge von der Stadt 

Bad Salzuflen als örtliche Trägerin der öffentlichen 
Jugendhilfe gemäß § 90 Absatz 3 SGB VIII ganz oder 
teilweise erlassen werden, wenn die Belastung den 
Eltern oder dem Kind nicht zuzumuten ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 4 Einkommen 
  
(1) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe 

der positiven Einkünfte der Eltern im Sinne des § 2 
Absatz 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes in der 
jeweils geltenden Fassung. 

 
Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsar-
ten und mit Verlusten des zusammenveranlagten 
Ehegatten ist nicht zulässig. 
 
Dem positiven Einkommen sind steuerfreie Einkünfte, 
Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Le-
bensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen 
für die Eltern und die Kinder, für die ein Elternbeitrag 
gezahlt wird, hinzuzurechnen. 
 
Das Kindergeld und der Kindergeldzuschlag nach 
dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden 
Vorschriften sind nicht hinzuzurechnen. Ferner bleibt 
das Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetz nur bis zu den in § 10 dieses Gesetzes 
genannten Beträgen unberücksichtigt. 
 
Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäfti-
gungsverhältnis oder aus der Ausübung eines Man-
dats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des 
Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder 
an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, 
dann ist dem ermittelten Einkommen ein Betrag von 
10 v.H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsver-
hältnis oder aus der Ausübung des Mandats hinzuzu-
rechnen.  
 
Für das dritte und jedes weitere Kind einer Familie 
sind die nach § 32 Abs. 6 Einkommensteuergesetz in 
der jeweils geltenden Fassung zu gewährenden Frei-
beträge von dem nach diesem Absatz ermittelten Ein-
kommen abzuziehen. 
 
Nach § 2 Absatz 5a Satz 2 des Einkommensteuerge-
setzes in der jeweils geltenden Fassung steuerlich 
anerkannte Kinderbetreuungskosten werden von dem 
nach diesem Absatz ermittelten Einkommen abgezo-
gen. 

  
(2) Maßgebend ist das voraussichtliche Einkommen des 

laufenden Kalenderjahres. 
Beim voraussichtlichen Jahreseinkommen wird fiktiv 
das 12-fache des aktuellen Monatseinkommens er-
mittelt. Sonder- oder Einmalzahlungen, die in dem 
Jahr noch anfallen, sind ebenfalls hinzuzurechnen. 
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§ 5 Beitragsfestsetzung, Fälligkeit 

 
Über die Höhe und die Fälligkeit der Elternbeiträge wird 
den Beitragspflichtigen ein schriftlicher Bescheid erteilt. Der 
Elternbeitrag ist jeweils zum 15. eines jeden Monats an die 
Stadt Bad Salzuflen zu entrichten. Geht der Bescheid den 
Beitragspflichtigen erst nach einem der Fälligkeitstermine 
zu, so ist die Beitragsschuld für den oder die vorangegan-
genen Fälligkeitstermine zum nächsten Fälligkeitstermin zu 
entrichten. 
  
Werden Änderungen der persönlichen oder wirtschaftlichen 
Verhältnisse mitgeteilt, so wird der Elternbeitrag ab dem 
Folgemonat neu festgesetzt. Einkommensänderungen in 
Höhe von bis zu 2.500,00 Euro führen zu keiner Änderung 
des Elternbeitrages. 
 

§ 6 Vorläufige Festsetzung, 
Überprüfung 

 
Bei der vorläufigen Festsetzung des Elternbeitrags erfolgt 
die endgültige Festsetzung rückwirkend nach Vorlage der 
erforderlichen Einkommensunterlagen. Bei Überprüfung 
der bisherigen Beitragsfestsetzung wird das Einkommen im 
Kalenderjahr der Beitragspflicht zu Grunde gelegt. Wird bei 
der Überprüfung festgestellt, dass sich Änderungen der 
Einkommensverhältnisse ergeben haben, die zur Festset-
zung eines anderen Elternbeitrages führen, so ist der El-
ternbeitrag für die Vergangenheit neu festzusetzen. Hier-
durch kann es zu Erstattungen oder Nachzahlungen kom-
men. Das Ergebnis der Überprüfung wird den Eltern schrift-
lich mitgeteilt. 
 
Die Verjährungsfrist für Elternbeiträge ergibt sich aus § 12 
Absatz 1 Nr. 4b des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) i.V.m. § 169 Absatz 2 
Satz 1 und § 170 Absatz 2 Nr. 1 Abgabenordnung und be-
trägt vier Jahre. In dieser Zeit ist die Stadt Bad Salzuflen 
berechtigt die Angaben der Eltern zu den wirtschaftlichen 
und persönlichen Verhältnissen nachträglich zu überprüfen, 
auch wenn die Kinder keine Betreuung mehr in Anspruch 
nehmen. 
 

§ 7 Verpflegungsentgelte 
  
Kosten für die Verpflegung, insbesondere für eine Mittags-
verpflegung, sind in den Elternbeiträgen nach dieser Sat-
zung nicht enthalten. Dafür ist ggfs. ein zusätzliches Ver-
pflegungsentgelt an den Träger bzw. die Tagespflegeper-
son zu zahlen. 
  

§ 8 Inkrafttreten 
  
Die Satzung tritt am 01.08.2014 in Kraft. Zum gleichen 
Zeitpunkt tritt die Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die 
Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme 
von Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege und den 
Besuch der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich in 
Bad Salzuflen vom 14.12.2011 (KrBl. Lippe Nr. 59 vom 
27.12.2011, S. 752) außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die 
Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme 
von Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege und den 
Besuch der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich in 
Bad Salzuflen vom 01.10.2014 wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann 
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen 
und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 02.10.2014 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 
Erster Beigeordneter 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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Stadt Blomberg 
 
501 8. Änderung der "Hauptsatzung der Stadt 

Blomberg vom 15.12.1999" vom 08.10.2014 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 3 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buch-
stabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der zurzeit 
geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Blomberg in sei-
ner Sitzung am 01.10.2014 einstimmig folgende Satzungs-
änderung beschlossen: 
 
§ 16 (Öffentliche Bekanntmachungen) 
 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Blomberg, 

die durch Rechtsvorschriften  vorgeschrieben sind, 
werden im "Kreisblatt, Amtsblatt des Kreises Lippe 
und seiner Städte und Gemeinden" vollzogen. Sie 
werden zusätzlich auf der Internetseite der Stadt 
Blomberg  veröffentlicht (www.blomberg-lippe.de). 

 
(2) Zeit und Ort der Ratssitzungen sowie die jeweilige 

Tagesordnung werden abweichend von der in Absatz 
1 genannten Form durch Aushang (Anschlag) an der 
Bekanntmachungstafel der Stadt Blomberg am Rat-
haus bekannt gemacht. Sie werden zusätzlich auf der 
Internetseite der Stadt Blomberg veröffentlicht 
(www.blomberg-lippe.de). 

 
(3) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Ab-

satz 1 festgelegten Form infolge höherer Gewalt oder 
sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so 
erfolgt die  Bekanntmachung ersatzweise durch 
Aushang (Anschlag) an den in Abs. 2 aufgeführten 
Bekanntmachungstafeln der Stadt. Ist der Hinde-
rungsgrund entfallen, wird die öffentliche Bekanntma-
chung nach Abs. 1 unverzüglich nachgeholt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende 8. Änderung der Hauptsatzung der Stadt 
Blomberg vom 01.10.2014 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde  nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei  die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 08.10.2014 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Geise 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
 
 
 
502 Änderung der Satzung der Stadtsparkasse 

Blomberg/Lippe 
 
Auf Beschluss des Rates der Stadt Blomberg vom 
20.08.2014 erhält § 4 Abs. 1 der Satzung der Stadtspar-
kasse Blomberg/Lippe folgenden Wortlaut: 
 
"Der Verwaltungsrat besteht aus 
a) dem vorsitzenden Mitglied 
b) neun weiteren sachkundigen Mitgliedern und 
c) zwei Dienstkräften der Sparkasse." 
 
Die Satzungsänderung ist am 01.10.2014 durch das Fi-
nanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen (Az.: SK 
20-02-1-1-III B 3 (Blomberg)) genehmigt worden. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Änderung der Satzung der Stadtsparkas-
se Blomberg/Lippe wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 09.10.2014 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Geise 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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Gemeinde Extertal 
 
503 Bebauungsplan Nr. 03/02 der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hacke-
mack“ 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbe-
schlusses über die Aufhebungssatzung für den Be-
bauungsplan Nr. 03/02 der Gemeinde Extertal, OT Bö-
singfeld, für das Gebiet „Hackemack“, gemäß § 2 Abs. 
1 BauGB  
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25. September 2014 den Aufstellungsbeschluss über die 
Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 03/02 
der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Ha-
ckemack“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
03/02 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hackemack“,  geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
Der Aufstellungsbeschluss über die Aufhebungssatzung 
über den Bebauungsplan Nr. 03/02 der Gemeinde Extertal, 
OT Bösingfeld, für das Gebiet  „Hackemack“,  wird hiermit 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt gemacht. 
 
Extertal, 14. Oktober  2014 
 
Gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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504 Bebauungsplan Nr. 03/02  der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hacke-
mack“; 
Aufhebung des Bebauungsplanes 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß  § 3 Abs. 1 BauGB 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25. September 2014 den Beschluss gefasst,  den Bebau-
ungsplan Nr. 03/02  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, 
für das Gebiet „Hackemack“, aufzuheben und hierüber das 
Verfahren der frühzeitigen  Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß   § 3 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
03/02  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hackemack“, geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 03/02  der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hacke-
mack“, wird das Ziel verfolgt, dass die bauplanungs- und 
bauordnungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben nicht 
nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes, sondern 
nach den Form- und Verfahrensvorschriften des § 34 
BauGB und der Bauordnung für das Land NRW erfolgen 
solle. 
 
Nach einer Prüfung der Sach- und Rechtslage hat die Ge-
meinde Extertal erkannt, dass der Bebauungsplan Nr. 
03/02 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hackemack“, an „Fehlern“ leidet oder leiden könnte, 
die seine Rechtsfähigkeit beeinträchtigen. Er ist daher in 
einem formalen Verfahren aufzuheben. 
 
Der Entwurf der Aufhebungssatzung des Bebauungsplanes 
Nr. 03/02  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Hackemack“, bestehend aus der Aufhebungssat-
zung und der der Aufhebungssatzung beizufügenden Be-
gründung und dem Umweltbericht, liegen  in der Zeit vom  
 

vom 
04. November 2014 
bis einschließlich 

05. Dezember  2014 
 
im Rathaus der Gemeinde Extertal,  
Fachbereich „Planen und Bauen“, Mittelstraße 36, 
32699 Extertal, 2. Obergeschoss, Raum 208, zu folgen-
den Zeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus: 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch 
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 16:00 Uhr 
 
Donnerstag 
08:30 Uhr - 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 17:00 Uhr 
 
Freitag 
08:30 Uhr - 12:00 Uhr 
 
Zugleich kann der Bebauungsplan Nr. 03/02 der Gemeinde 
Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hackemack“, in 
seiner „augenscheinlich  bestehenden Fassung“ eingese-
hen werden. 
 
 
 

 
Während der o. g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu dem Entwurf der der Aufhebungssat-
zung des Bebauungsplanes Nr. 03/02  der Gemeinde Ex-
tertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hackemack“, schrift-
lich abgegeben oder zur Niederschrift vorgetragen werden.  
 
Gez. 
 
Hoppenberg 
Bürgermeister 
 
Extertal, 14. Oktober  2014 
 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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505 Bebauungsplan Nr. 03/03 der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hummer-
brucher Straße“ 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbe-
schlusses über die Aufhebungssatzung für den Be-
bauungsplan Nr. 03/03 der Gemeinde Extertal, OT Bö-
singfeld, für das Gebiet „Hummerbrucher Straße“ ge-
mäß § 2 Abs. 1 BauGB  
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25. September 2014 den Aufstellungsbeschluss über die 
Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 03/03 
der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet 
„Hummerbrucher Straße“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
03/03 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hummerbrucher Straße“ geht aus der beigefügten 
kartografischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öf-
fentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Der Aufstellungsbeschluss über die Aufhebungssatzung 
über den Bebauungsplan Nr. 03/03 der Gemeinde Extertal, 
OT Bösingfeld, für das Gebiet  „Hummerbrucher Straße“,  
wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Extertal, 14. Oktober 2014 
 
Gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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506 Bebauungsplan Nr. 03/03  der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hummer-
brucher Straße“; 
Aufhebung des Bebauungsplanes 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß  § 3 Abs. 1 BauGB 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25. September 2014 den Beschluss gefasst,  den Bebau-
ungsplan Nr. 03/03  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, 
für das Gebiet „Hummerbrucher Straße“, aufzuheben und 
hierüber das Verfahren der frühzeitigen  Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
03/03  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hummerbrucher Straße“, geht aus der beigefügten 
kartografischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öf-
fentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 03/03  der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hum-
merbrucher Straße“, wird das Ziel verfolgt, dass die bau-
planungs- und bauordnungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben nicht nach den Festsetzungen des Bebauungs-
planes, sondern nach den Form- und Verfahrensvorschrif-
ten des § 34 BauGB und der Bauordnung für das Land 
NRW erfolgen solle. 
 
Nach einer Prüfung der Sach- und Rechtslage hat die Ge-
meinde Extertal erkannt, dass der Bebauungsplan Nr. 
03/03 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Hummerbrucher Straße“,  an „Fehlern“ leidet oder lei-
den könnte, die seine Rechtsfähigkeit beeinträchtigen. Er 
ist daher in einem formalen Verfahren aufzuheben. 
 
Der Entwurf der Aufhebungssatzung des Bebauungsplanes 
Nr. 03/03  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Hummerbrucher Straße“, bestehend aus der Auf-
hebungssatzung und der der Aufhebungssatzung beizufü-
genden Begründung und dem Umweltbericht, liegen  in der 
Zeit  
 

vom 
04. November  2014 
bis einschließlich 

05. Dezember 2014 
 
im Rathaus der Gemeinde Extertal,  
Fachbereich „Planen und Bauen“, Mittelstraße 36, 
32699 Extertal, 2. Obergeschoss, Raum 208, zu folgen-
den Zeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus: 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch  
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 16:00 Uhr 
 
Donnerstag    
08:30 Uhr - 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 17:00 Uhr 
 
Freitag     
08:30 Uhr - 12:00 Uhr 
 
Zugleich kann der Bebauungsplan Nr. 03/03 der Gemeinde 
Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hummerbrucher 
Straße“, in seiner „augenscheinlich noch bestehenden 
Fassung“ eingesehen werden. 
 
 

 
Während der o. g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu dem Entwurf der der Aufhebungssat-
zung des Bebauungsplanes Nr. 03/03  der Gemeinde Ex-
tertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Hummerbrucher 
Straße“, schriftlich abgegeben oder zur Niederschrift vorge-
tragen werden.  
 
Gez. 
 
Hoppenberg 
Bürgermeister 
 
Extertal, 14. Oktober  2014 
 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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507 Bebauungsplan Nr. 02/02 der Gemeinde Exter-

tal, OT Asmissen, für das Gebiet „Ortskern 
Linderbruch“ 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbe-
schlusses über die Aufhebungssatzung für den Be-
bauungsplan Nr. 02/02 der Gemeinde Extertal, OT As-
missen, für das Gebiet „Ortskern Linderbruch“ gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB  
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25. September 2014 den Aufstellungsbeschluss über die 
Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 02/02 
der Gemeinde Extertal, OT Asmissen, für das Gebiet 
„Ortskern Linderbruch“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
02/02 der Gemeinde Extertal, OT Asmissen, für das Gebiet 
„Ortskern Linderbruch“ geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
Der Aufstellungsbeschluss über die Aufhebungssatzung 
über den Bebauungsplan Nr. 02/02 der Gemeinde Extertal, 
OT Asmissen, für das Gebiet  „Ortskern Linderbruch“,  wird 
hiermit gemäß  § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Extertal, 14. Oktober  2014 
 
Gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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508 Bebauungsplan Nr. 02/02  der Gemeinde Exter-

tal, OT Asmissen, für das Gebiet „Ortskern 
Linderbruch“; 
Aufhebung des Bebauungsplanes 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß  § 3 Abs. 1 BauGB 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25. September 2014 den Beschluss gefasst,  den Bebau-
ungsplan Nr. 02/02  der Gemeinde Extertal, OT Asmissen, 
für das Gebiet „Ortskern Linderbruch“, aufzuheben und 
hierüber das Verfahren der frühzeitigen  Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
02/02  der Gemeinde Extertal, OT Asmissen, für das Ge-
biet „Ortskern Linderbruch“, geht aus der beigefügten kar-
tografischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentli-
chen Bekanntmachung ist. 
 
Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 02/02  der 
Gemeinde Extertal, OT Asmissen, für das Gebiet „Ortskern 
Linderbruch“, wird das Ziel verfolgt, dass die bauplanungs- 
und bauordnungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben 
nicht nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes, son-
dern nach den Form- und Verfahrensvorschriften des § 34 
BauGB und der Bauordnung für das Land NRW erfolgen 
solle. 
 
Nach einer Prüfung der Sach- und Rechtslage hat die Ge-
meinde Extertal erkannt, dass der Bebauungsplan Nr. 
02/02, OT Asmissen, für das Gebiet „Ortskern Linder-
bruch“, der Gemeinde Extertal an „Fehlern“ leidet oder lei-
den könnte, die seine Rechtsfähigkeit beeinträchtigen. Er 
ist daher in einem formalen Verfahren aufzuheben. 
 
Der Entwurf der Aufhebungssatzung des Bebauungsplanes 
Nr. 02/02  der Gemeinde Extertal, OT Asmissen, für das 
Gebiet „Ortskern Linderbruch“, bestehend aus der Aufhe-
bungssatzung und der der Aufhebungssatzung beizufü-
genden Begründung und dem Umweltbericht, liegen  in der 
Zeit vom  
 

vom 04. November 2014 
bis 

einschließlich 05. Dezember 2014 
 
im Rathaus der Gemeinde Extertal,  
Fachbereich „Planen und Bauen“, Mittelstraße 36, 
32699 Extertal, 2. Obergeschoss, Raum 208, zu folgen-
den Zeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus: 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch  
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 16:00 Uhr 
 
Donnerstag    
08:30 Uhr - 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 17:00 Uhr 
 
Freitag     
08:30 Uhr - 12:00 Uhr 
 
Zugleich kann der Bebauungsplan Nr. 02/02 der Gemeinde 
Extertal, OT Asmissen, für das Gebiet „Ortskern Linder-
bruch“, in seiner „augenscheinlich bestehenden Fassung“ 
eingesehen werden. 
 
 
 

 
Während der o. g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu dem Entwurf der der Aufhebungssat-
zung des Bebauungsplanes Nr. 02/02  der Gemeinde Ex-
tertal, OT Asmissen, für das Gebiet „Ortskern Linderbruch“, 
schriftlich abgegeben oder zur Niederschrift vorgetragen 
werden.  
 
Gez. 
 
Hoppenberg 
Bürgermeister 
 
Extertal, 14. Oktober 2014 
 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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509 Bebauungsplan Nr. 03/06 der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Richard-
Wagner- Straße“ 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbe-
schlusses über die Aufhebungssatzung für den Be-
bauungsplan Nr. 03/06 der Gemeinde Extertal, OT Bö-
singfeld, für das Gebiet „Richard-Wagner- Straße“ ge-
mäß § 2 Abs. 1 BauGB  
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am  
25. September 2014 den Aufstellungsbeschluss über die 
Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 03/06 
der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet 
„Richard-Wagner-Straße“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
03/06 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Richard-Wagner-Straße“ geht aus der beigefügten 
kartografischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öf-
fentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Der Aufstellungsbeschluss über die Aufhebungssatzung 
über den Bebauungsplan Nr. 03/06 der Gemeinde Extertal, 
OT Bösingfeld, für das Gebiet  „Richard-Wagner-Straße“,  
wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Extertal, 14. Oktober 2014 
 
Gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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510 Bebauungsplan Nr. 03/06  der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Richard-
Wagner-Straße“; 
Aufhebung des Bebauungsplanes 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß    § 3 Abs. 1 BauGB 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25. September  2013 den Beschluss gefasst,  den Bebau-
ungsplan Nr. 03/06  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, 
für das Gebiet „Richard-Wagner-Straße“, aufzuheben und 
hierüber das Verfahren der frühzeitigen  Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
03/06  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Richard-Wagner-Straße“, geht aus der beigefügten 
kartografischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öf-
fentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 03/06  der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet 
„Richard-Wagner-Straße“, wird das Ziel verfolgt, dass die 
bauplanungs- und bauordnungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben nicht nach den Festsetzungen des Bebauungs-
planes, sondern nach den Form- und Verfahrensvorschrif-
ten des § 34 BauGB und der Bauordnung für das Land 
NRW erfolgen solle. 
 
Nach einer Prüfung der Sach- und Rechtslage hat die Ge-
meinde Extertal erkannt, dass der Bebauungsplan Nr. 
03/06 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Richard-Wagner-Straße“, an „Fehlern“ leidet oder lei-
den könnte, die seine Rechtsfähigkeit beeinträchtigen. Er 
ist daher in einem formalen Verfahren aufzuheben. 
 
Der Entwurf der Aufhebungssatzung des Bebauungsplanes 
Nr. 03/06  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Richard-Wagner-Straße“, bestehend aus der Auf-
hebungssatzung und der der Aufhebungssatzung beizufü-
genden Begründung und dem Umweltbericht, liegen  in der 
Zeit  
 

vom 
04. November  2014 
bis einschließlich 

05. Dezember 2014 
 
im Rathaus  der Gemeinde Extertal,  
Fachbereich „Planen und Bauen“, Mittelstraße 36, 
32699 Extertal, 2. Obergeschoss, Raum 208, zu folgen-
den Zeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus: 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch  
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 16:00 Uhr 
 
Donnerstag    
08:30 Uhr - 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 17:00 Uhr 
 
Freitag     
8:30 Uhr - 12:00 Uhr 
 
Zugleich kann der Bebauungsplan Nr. 03/06 der Gemeinde 
Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Richard-Wagner-
Straße“, in seiner „augenscheinlich bestehenden Fassung“ 
eingesehen werden. 
 
 

 
Während der o. g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu dem Entwurf der der Aufhebungssat-
zung des Bebauungsplanes Nr. 03/06  der Gemeinde Ex-
tertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Richard-Wagner-
Straße“, schriftlich abgegeben oder zur Niederschrift vorge-
tragen werden.  
 
Gez. 
 
Hoppenberg 
Bürgermeister 
 
Extertal, 14. Oktober  2014 
 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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511 Bebauungsplan Nr. 03/04 der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Rossel-
berg“ 

 
Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbe-
schlusses über die Aufhebungssatzung für den Be-
bauungsplan Nr. 03/04 der Gemeinde Extertal, OT Bö-
singfeld, für das Gebiet „Rosselberg“, gemäß § 2 Abs. 
1 BauGB  
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25. September 2014 den Aufstellungsbeschluss über die 
Aufhebungssatzung über den Bebauungsplan Nr. 03/04 
der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet 
„Rosselberg“, gefasst. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
03/04 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Rosselberg“, geht aus der beigefügten kartografischen 
Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen Be-
kanntmachung ist. 
 
Der Aufstellungsbeschluss über die Aufhebungssatzung 
über den Bebauungsplan Nr. 03/04 der Gemeinde Extertal, 
OT Bösingfeld, für das Gebiet  „Rosselberg“,  wird hiermit 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt gemacht. 
 
Extertal, 14. Oktober 2014 
 
Gez. 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 
 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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512 Bebauungsplan Nr. 03/04  der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Rossel-
berg“; 
Aufhebung des Bebauungsplanes 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß  § 3 Abs. 1 BauGB 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
25. September  2014 den Beschluss gefasst,  den Bebau-
ungsplan Nr. 03/04  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, 
für das Gebiet „Rosselberg“, aufzuheben und hierüber das 
Verfahren der frühzeitigen  Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
03/04  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Rosselberg“, geht aus der beigefügten kartografischen 
Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen Be-
kanntmachung ist. 
 
Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 03/04  der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Rossel-
berg“, wird das Ziel verfolgt, dass die bauplanungs- und 
bauordnungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben nicht 
nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes, sondern 
nach den Form- und Verfahrensvorschriften des § 34 
BauGB und der Bauordnung für das Land NRW erfolgen 
solle. 
 
Nach einer Prüfung der Sach- und Rechtslage hat die Ge-
meinde Extertal erkannt, dass der Bebauungsplan Nr. 
03/04 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Rosselberg“, an „Fehlern“ leidet oder leiden könnte, 
die seine Rechtsfähigkeit beeinträchtigen. Er ist daher in 
einem formalen Verfahren aufzuheben. 
 
Der Entwurf der Aufhebungssatzung  des Bebauungspla-
nes Nr. 03/04  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für 
das Gebiet „Rosselberg“, bestehend aus der Aufhebungs-
satzung und der der Aufhebungssatzung beizufügenden 
Begründung und dem Umweltbericht, liegen  in der Zeit 
vom  
 

vom 
04. November 2014 
bis einschließlich 

05. Dezember  2014 
 
im Rathaus der Gemeinde Extertal,  
Fachbereich „Planen und Bauen“, Mittelstraße 36, 
32699 Extertal, 2. Obergeschoss, Raum 208, zu folgen-
den Zeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus: 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch 08:30 Uhr – 12:30 Uhr 
und 13:30 Uhr - 16:00 Uhr 
 
Donnerstag    
08:30 Uhr - 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 17:00 Uhr 
 
Freitag     
08:30 Uhr - 12:00 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zugleich kann der Bebauungsplan Nr. 03/04 der Gemeinde 
Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Rosselberg“, in 
seiner „augenscheinlich bestehenden Fassung“ eingese-
hen werden. 
Während der o. g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu dem Entwurf der der Aufhebungssat-
zung des Bebauungsplanes Nr. 03/04  der Gemeinde Ex-
tertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Rosselberg“, schrift-
lich abgegeben oder zur Niederschrift vorgetragen werden.  
 
Gez. 
 
Hoppenberg 
Bürgermeister 
 
Extertal,  14. Oktober  2014 
 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
513 Pflichtprüfung der Stadtwerke Horn-Bad Mein-

berg für das Geschäftsjahr 2013 
 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat am 18. Septem-
ber 2014 den Jahresabschluss und den Lagebericht zum 
31.12.2013 festgestellt und über den Jahresüberschuss 
bzw. -fehlbetrag wie folgt beschlossen: 
 
„Der Jahresüberschuss 2013 für den Betriebszweig Was-
serversorgung in Höhe von 17.046,47 € wird auf neue 
Rechnung vorgetragen. 
 
Der Jahresüberschuss 2013 für den Betriebszweig Abwas-
serbeseitigung in Höhe von 541.944,93 € wird in Höhe von 
314.407,00 € an den städtischen Haushalt abgeführt und in 
Höhe von 185.269,79 € mit dem vorgetragenen Verlustvor-
trag verrechnet. Der Restbetrag in Höhe von 42.268,14 € 
wird auf neue Rechnung vorgetragen. 
 
Der Jahresfehlbetrag 2013 für den Betriebszweig Photovol-
taik in Höhe von 1.067,74 € wird auf neue Rechnung vor-
getragen.“ 
 
Jahresabschluss und Lagebericht werden hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Sie werden bis zur Feststellung des Jah-
resabschlusses 2014 bei den Stadtwerken Horn-Bad Mein-
berg, Burgstraße 11, Zimmer 5, 32805 Horn-Bad Meinberg, 
während der allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnah-
me verfügbar gehalten. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen über die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Stadtwerke Horn-Bad Mein-
berg. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31.12.2013 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Curacon GmbH, Münster, bedient. Diese hat mit Da-
tum vom 30.06.2014 den nachfolgend dargestellten unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht des Eigen-
betriebs Stadtwerke Horn-Bad Meinberg, Horn-Bad Mein-
berg, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem-
ber 2013 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung der 
Betriebsleitung des Eigenbetriebs. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung ei-
ne Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den Lagebericht abzuge-
ben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB bzw. nach § 106 GO NRW unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der 
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnis-
se über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche 
und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebs sowie die Erwar-
tungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen 
der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachwei-
se für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und 
Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Wür-
digung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den 
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Ei-
genbetriebs Stadtwerke Horn-Bad Meinberg, Horn-Bad 
Meinberg. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Eigenbetriebs und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
Herne, den 06.10.2014 
GPA NRW 
Im Auftrag 
Gez. Matthias Middel 
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Aufgrund des § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. November 2004 
(GV. NRW. S. 644, ber. 2005 S. 15) i.V.m. § 3 (5) der Ver-
ordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen vom 09. März 1981 (GV. NRW. S. 147) wird hiermit 
die Feststellung des Jahresabschlusses, die Behandlung 
des Jahresüberschusses bzw. Fehlbetrages sowie der ab-
schließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
ortsüblich öffentlich bekannt gemacht. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 13.10.2014 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
Stadtwerke 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Wolfgang Jüdith 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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Gemeinde Kalletal 
 
514 Hinweis zum Widerspruchsrecht  gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister an 
das Bundesamt für Wehrverwaltung (§ 18 Abs. 
7 Satz 1  Melderechtsrahmengesetz – MRRG) 

 
Nach § 58 Wehrpflichtgesetz   - WPflG (neu) übermitteln 
die Meldebehörden dem Bundesamt für Wehrverwaltung 
zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial 
über Tätigkeiten in den Streitkräften jährlich  bis zum 31. 
März folgende Daten zu Personen mit deutscher Staatsan-
gehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden: 
 
1. Familienname,   
 
2. Vornamen,    
 
3. Gegenwärtige Anschrift  
 
Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn die Betroffenen ihr 
nach § 18 Absatz 7 des Melderechtsrahmengesetzes wi-
dersprochen haben. 
 
Der Widerspruch gegen die zuvor genannte Datenübermitt-
lung kann  
 

• entweder zur Niederschrift im Bürgerbüro der Ge-
meinde Kalletal, Rintelner Straße 3, 32689 Kalletal, 
eingelegt    

 
oder 

 
• schriftlich an die Gemeinde Kalletal, Rintelner Stra-

ße 3, 32689 Kalletal, gerichtet  
 
werden. 
 
Kalletal, den 02.10.2014 
 
Gemeinde Kalletal 
Der Bürgermeister 
 
 
i.A. (Fischer) 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
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Stadt Lügde 
 
515 Hinweis auf das Widerspruchsrecht und auf 

das Erfordernis der Einwilligung gegen bzw. 
für die Datenübermittlung aus dem Melderegis-
ter (§ 34 Abs. 1 a, 1b und § 35 Abs. 3.4 und 6 
des Meldegesetzes NRW – MG NRW, sowie § 
18 Abs. 7 des Melderechtsrahmengesetzes – 
MRRG) 

 
Gem. § 34 Abs. 1a, 1b, 1c und § 35 Abs. 1 bis 4 und 6 des 
Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Melde-
gesetz NRW – MG NRW) vom 16. September 1997 (GV. 
NRW. S. 332, ber. S. 386), sowie gemäß § 58 Abs. 1 des 
Wehrpflichtgesetzes (WPflG) vom 16. September 2008 
(BGBl. I S. 1886) in den zzt. gültigen Fassungen sind fol-
gende Datenübermittlungen durch die Stadt Lügde als 
Meldebehörde zulässig: 
 
I. Datenübermittlung über das Internet 

(§ 34 Abs. 1a, 1b und 1 c MG NRW) 
Die Meldebehörde darf Auskunft über Vor- und Fami-
liennahmen, Doktorgrad und Anschriften (einfache Mel-
deregisterauskunft) einzelner bestimmter Einwohner 
oder einer Vielzahl namentlich bezeichneter Einwohner 
im Wege des automatisierten Abrufs über das Internet 
erteilen. 

 
II. Datenübermittlung an Parteien u.a. 

(§ 35 Abs. 1 MG NRW) 
Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und 
anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammen-
hang mit Parlaments- und Kommunalwahl oder unmit-
telbaren Wahlen von Bürgermeisterinnen und Bürger-
meistern sowie Landrätinnen und Landräten in den 
sechs der Wahl vorangehenden Monaten Auskunft aus 
dem Melderegister über die in § 34 Abs. 1 Satz 1 MG 
NRW bezeichneten Daten (Vor- und Familiennamen, 
Doktorgrad und Anschriften) von Gruppen von Wahlbe-
rechtigten erteilen. 

 
III. Datenübermittlung bei Volksbegehren und Volks-

entscheiden sowie Bürgerentscheiden 
(§ 35 Abs. 2 MG NRW) 
Die Meldebehörde darf im Zusammenhang mit Volks-
begehren und Volksentscheiden sowie mit Bürgerent-
scheiden Auskünfte nach Maßgabe des § 35 Abs. 1 MG 
NRW an Antragsteller und Parteien erteilen. 

 
IV. Datenübermittlung über Alters- und Ehejubiläen 

(§ 35 Abs. 3 MG NRW) 
Die Meldebehörde darf Mitgliedern parlamentarischer 
und kommunaler Vertretungskörperschaften sowie 
Presse und Rundfunk eine Melderegisterauskunft über 
Alters- und Ehejubiläen von Einwohnern nach deren 
Einwilligung erteilen. Die Auskunft darf nur die in § 34 
Abs. 1 Satz 1 MG NRW genannten Daten (Vor- und 
Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften) des Be-
troffenen sowie Tag und Art des Jubiläums umfassen. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
V. Datenübermittlung an Adressbuchverlage 

(§ 35 Abs. 4 MG NRW) 
Zum Zweck der Veröffentlichung in gedruckten Adress-
büchern darf Adressbuchverlagen Auskunft über  
1. Vor- und Familiennamen 
2. Doktorgrad und 
3. Anschriften 
Sämtlicher Einwohner erteilt werden, die das 18. Le-
bensjahr vollendet haben. 

 
VI. Datenübermittlung an das Bundesamt für Wehrver-

waltung 
(§ 58 Abs. 1 WPflG) 
Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial 
über Tätigkeiten in den Streitkräften dürfen dem Bun-
desamt für Wehrverwaltung jährlich bis zum 31. März 
folgende Daten zu Personen mit deutscher Staatsan-
gehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden, 
übermittelt werden: 
Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift. 

 
Der Weitergabe der unter Ziffer I bis III und VI genann-
ten Daten kann der Betroffene widersprechen (§ 34 
Abs. 1b und § 35 Abs. 6 Satz 1 MG NRW und § 18 Abs. 
7 MRRG). 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit 
hin. 

 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
nach § 34 Abs. 1a, 1b und 1c sowie nach § 35 Abs. 1 
und 2 MG NRW steht den Betroffenen aber der Vollen-
dung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu 
nicht der Einwilligung oder Genehmigung von Perso-
nen, die zu ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 

 
Die Weitergabe der unter Ziffer IV und V genannten 
Daten ist nur dann zulässig, wenn zuvor der Betroffene 
schriftlich eingewilligt hat. 
Auf das Erfordernis der Einwilligung weise ich hiermit 
hin. 
Die Einwilligung zur Datenübermittlung über Alters- und 
Ehejubiläen kann auch eine Verbreitung dieser Daten 
über das Internet zur Folge haben. 

 
Der Widerspruch gegen bzw. die Einwilligung zur vor-
genannten Datenübermittlung ist an den Bürgermeister 
– Fachbereich Ordnung und Soziales -, Am Markt 1, 
32676 Lügde, zu richten oder direkt bei dem Bürgerbü-
ro der Stadt Lügde, Am Markt 1 (Zimmer 3), 32676 
Lügde, einzulegen. Vordrucke für die verschiedenen 
Widerspruchs- und Einwilligungsrechte sind bei der 
Meldebehörde erhältlich. 

 
Es ist zu beachten, dass die genannten Auskünfte be-
reits vor dem jeweiligen Ereignis (ca. 6 Monate vor ei-
ner Wahl, ca. 3 Monate vor einem Jubiläum, ca. 10 Mo-
nate vor Herausgabe eines Adressbuches) erteilt wer-
den dürfen. 
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Bei Volksbegehren dürfen die Auskünfte vom Tage der 
Veröffentlichung der Zulassung der Listenauslegung bis 
zum Ablauf der Eintragungs- oder Nachfrist und bei 
Volksentscheiden vom Tage der Veröffentlichung des 
Abstimmungstages bis zum Tag vor dem Abstimmungs-
tag gegeben werden. Für Bürgerentscheide gilt dies 
vom Tage der Entscheidung, nach der einem zulässi-
gen Bürgerbegehren nicht entsprochen wird, bis zum 
Tag vor dem Abstimmungstag. 

 
Der Widerspruch bzw. die Einwilligung bleibt bis auf 
Widerruf gültig. 

 
Lügde, den 01. Oktober 2014 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Heinz Reker 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 991 
 

 

 

Stadt Schieder Schwalenberg 
 
516 Öffentliche Bekanntmachung Über das Inkraft-

treten der 5. Änderung des Bebauungsplans 
01/10 „Hainberg“ der Stadt Schieder-
Schwalenberg, Ortsteil Schieder 

 
In seiner Sitzung am 28.04.2014 hat der Rat der Stadt 
Schieder-Schwalenberg folgenden Beschluss gefasst:  
 
Der Rat beschließt die 5. Änderung des Bebauungsplans 
01/10 „Hainberg“, Ortsteil Schieder, mit Begründung und 
Umweltbericht gemäß § 10 Absatz 1 i.V.m. § 1 Abs. 8 
BauGB als Satzung. 
 
Der Geltungsbereich der 5. Änderung ist in der anliegen-
den Übersichtskarte ohne Planaussagen und Maßstab 
dargestellt. 
 
Wesentlicher Inhalt der Änderung ist die Umwandlung 
eines Sondergebietes in Wohngebiet.  
 
Die 5. Änderung des Bebauungsplans 01/10 „Hainberg“ ist 
öffentlich bekannt zu machen. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Absatz 3 BauGB tritt die 5. Änderung des Be-
bauungsplans 01/10 „Hainberg“ der Stadt Schieder-
Schwalenberg, Ortsteil Schieder mit dieser Bekanntma-
chung in Kraft und liegt auf Dauer der in den Amtsräumen 
der Stadt Schieder-Schwalenberg, Fachbereich 2 - Stadt-
entwicklung zu Jedermanns Einsicht aus. Der Bebauungs-
plan, sowie dessen Anlagen können während der Dienst-
stunden eingesehen werden. Über den Inhalt des Planes 
wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 5. Änderung des Be-
bauungsplans 01/10 „Hainberg“ kann dem beigefügten 
Übersichtsplan (ohne Maßstab und ohne Planaussagen) 
entnommen werden.  
 
Hinweise:  
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  

a. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften,  

b. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und  

c. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs dann unbeachtlich 
werden, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Stadt Schieder-Schwalenberg unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. 

 
2. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung von 

Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung beim Zustandekommen von Satzungen, sonstigen 
ortsrechtlichen Bestimmungen und Flächennutzungs-
plänen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

b. die Satzung, die ortsrechtliche Bestimmung oder 
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden,  

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.  

 
3. Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 

sowie Absatzes 4 BauGB über die fristgerechte Gel-
tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für 
Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch den 
Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschä-
digungsansprüchen wird ebenfalls hingewiesen. 

 
Stadt Schieder-Schwalenberg, den 01.10.2014 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

(Karten ohne Maßstab und ohne Planaussagen) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

Hai

nb

erg

str

aß

e Seeblick 

Darstellung des räumlichen  
Geltungsbereiches der 

5. Änderung des Bebauungsplans  
01/10 „Hainberg“ 

der Stadt Schieder-Schwalenberg 



992 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

Einzelpreis dieser Nummer 0,72 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
517 24. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Stadt Schieder-Schwalenberg im Bereich 
„Hainberg“, Ortsteil Schieder; hier: Wirksam-
werden nach Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens 

 
Die Bezirksregierung Detmold hat die 24. Änderung des 
Flächennutzungsplanes mit Verfügung vom 19.09.2014 - 
Az.: 35.21.10-515/S.57 - nach § 6 Absatz 1 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 
(BGBl. I S. 1548) genehmigt. 
 
Der Geltungsbereich der 24. Flächennutzungsplanände-
rung ist im beigefügten Planauszug (Auszug aus der Deut-
schen Grundkarte) umrandet dargestellt. 
 
Wesentlicher Inhalt der 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans der Stadt Schieder-Schwalenberg ist die 
Umwandlung eines Sondergebietes in ein Wohngebiet. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Nach § 6 Absatz 5 BauGB wird die Erteilung der Genehmi-
gung der Bezirksregierung Detmold hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung wird die 24. 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Schieder-
Schwalenberg wirksam. 
 
Die genehmigte Flächennutzungsplanänderung wird ein-
schließlich der Begründung und der zusammenfassenden 
Erklärung über die Berücksichtigung der Umweltbelange 
vom Tage dieser Bekanntmachung an bei der Stadt Schie-
der-Schwalenberg auf Dauer in den Amtsräumen des 
Fachbereich 2 - Stadtentwicklung zu Jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. Der Flächennutzungsplan, sowie dessen 
Anlagen können während der Dienststunden eingesehen 
werden. Über den Inhalt des Planes und seinen Anlagen 
wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  

a. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften,  

b. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und  

c. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs dann unbeachtlich 
werden, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Stadt Schieder-Schwalenberg unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. 

 
 

 
2. Gemäß § 7 Absatz 6 GO NRW kann eine Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung beim Zustandekommen von Satzungen, sons-
tigen ortsrechtlichen Bestimmungen und Flächennut-
zungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn,  
 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeige-verfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

b. die Satzung, die ortsrechtliche Bestimmung oder 
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden,  

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.  

 
Stadt Schieder-Schwalenberg, den 01.10.2014 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 27.10.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Darstellung des räumlichen Geltungsbereiches der  
24. Änderung Flächennutzungsplans  

der Stadt Schieder-Schwalenberg 

 

(Karten ohne Maßstab und ohne Planaussagen) 
 


